
den durch den Verband gewährten Rechtsbeistand und auch den Wohnungsbau denkt.

So beriet die VdKdS zwischen März 1951 und Juni 1953 21.343 Kriegsopfer und
führte bis Juni 1953 33.434 Akten von Versorgungsfällen. Die VdKdS bildete Orts¬

gruppenbauringe, die Kriegsopfersiedlungen erstellten. Sie wurden durch Kapital¬
abfindungen aus der Kriegsopferversorgung, Darlehen der Landesversicherungsanstalt,
des Wiederaufbauamtes und der gewerkschaftlich dominierten Versicherungen Terra
und Volkshilfe finanziert.240

Verflechtung von Verbandslobby und Politik
Wenn auch im Saarland die Kriegsbeschädigten im Gegensatz zu Frankreich keine
quasi staatliche Qualität als 'fonctionnaires' der 'nation armée' erhielten241

, so deutet sich
zumindest tendenziell eine starke Position von Verbandslobbysten in der Politik an, die
sich nicht nur in der relativ hohen Zahl von kriegsbeschädigten Abgeordneten im
Landtag äußerte, sondern auch darin, daß der Vorsitzende der VdKdS zum Leiter des
Presse- und Informationsamtes berufen wurde und beide Ämter gleichzeitig führte.

Es stellt sich die Frage, ob Hoppe diese Tätigkeit für die Interessen des von ihm ge¬

führten Verbandes instrumentalisierte. Welche Möglichkeiten ihm diese Funktion
eröffnete, veranschaulichen Aktenvorgänge zu mehreren Kriegsopfergesetzen wie z.B.
zum Gesetz über die Gewährung einer Abfindung im Falle derWiederverheiratung von
Kriegerwitwen vom 11. Juli 1951.242 Inhaltlich sah das Gesetz die Wiedereinführung
einer Versorgungsleistung aus der Weimarer Zeit vor. Das Recht auf Rentenabfindung
im Falle derWiederverheiratung war von 1920 bis 1945 gültig gewesen. 243 Die Abfin¬
dung entsprach der dreifachen Jahresrente. Sie wurde zunächst durch den Erlaß über
die vorläufige Regelung der Rentenzahlung an die Kriegsbeschädigten und Kriegs¬
hinterbliebenen im Saarland vom 20. Oktober 1945 gestrichen. 244 Arbeitsminister
Richard Kim hatte einen Entwurf über die Abfindung im Falle derWiederverheiratung
dem Ministerrat zugestellt. Noch bevor ein Beschluß darüber im Ministerrat erfolgte,
wurde die Sache durch Hoppe spmchreif gemacht und damit die Regierung unter
Druck gesetzt. Obwohl der Entwurf dem Ministerrat noch nicht Vorgelegen hatte,
lancierte Hoppe eine Pressemitteilung über einen entsprechenden Gesetzentwurf, und
am 18. Oktober gab er eine Mitteilung über die Gewährung einer einmaligen Teue¬
rungszulage heraus, auch dazu war noch keine Ministerratsentscheidung getroffen
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